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Geſetz-Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


— — 


t. 21.ä— 


Inhalt: Verordnung, betreffend die Kommiſſion für Deutſche Anſiedelungen in den Provinzen Weſtpreußen 
und Poſen, S. 189. — Bekanntmachung der nach dem Geſetz vom 10. April 1872 durch die 
Regierungs- Amtsblätter publizirten landesherrlichen Erlaſſe, Urkunden ꝛc., S. 163. 


(Nr. 9136.) Verordnung, betreffend die Kommiſſion für Deutſche Anſiedelungen in den 
Provinzen Weſtpreußen und Poſen. Vom 21. Juni 1886. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen auf Grund des $. 12 des Geſetzes vom 26. April d. J., betreffend die 
Beförderung Deutſcher Anſiedelungen in den Provinzen Weſtpreußen und Pofen, 
auf den Antrag des Staatsminiſteriums, was folgt: Se 


N 
e e der Kommiſſion. 
Die zur Ausführung des Geſetzes berufene Kommiſſion führt die Benennung: 
„Anſiedelungskommiſſion für Weſtpreußen und Poſen“ und beſteht: 
a 1) aus den Oberpräſidenten der Provinzen Weſtpreußen und Poſen; 
2) aus je einem Kommiſſarius Unſeres Miniſterpräſidenten und Unſerer 
Miniſter für Landwirthſchaft, Domänen und Forſten, des Innern, 
I Finanzen und der geiſtlichen, Unterrichts: und Medizinal⸗Angelegen⸗ 
eiten 
3) aus den von Uns auf je drei Jahre ernannten ſonſtigen Mitgliedern. 
Der Vorſitzende und der Stellvertreter des Vorſitzenden werden von Uns 
aus der Zahl der Mitglieder ernannt. 


$. 2. 
Auf den Vorſitzenden finden die Beſtimmungen im $. 87 Nr. 2 des Ge 
ſetzes vom 21. Juli 1852 (Geſetz⸗Samml. S. 465) Anwendung. Die nicht im 
Hauptamt angeſtellten Mitglieder der Kommiſſion bekleiden ein Ehrenamt, für 
welches eine Beſoldung oder Remuneration nicht gewährt wird. 
Oel. Samml. 1886. (Nr. 9136.) 31 


Ausgegeben zu Berlin den 26. Juni 1886. 
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Für etwaige Reiſen werden den Mitgliedern der Kommiſſion, ſofern ſie 
unmittelbare Staatsbeamte ſind, nach den für letztere beſtehenden Vorſchriften, 
den ſonſtigen Mitgliedern der Kommiſſion nach den Beſtimmungen des Geſetzes 
vom 24. Juli 1876 (Geſetz-Samml. S. 345), betreffend die Reiſekoſten und 
Diäten der Mitglieder des Hauſes der Abgeordneten, Tagegelder und Reiſekoſten 
gewährt. N 

$. 3. 
Sitz der Kommiſſion. 

Die Kommiſſion hat ihren Sitz an dem von Uns zu beſtimmenden Orte. 
Der Vorſitzende iſt befugt, die Kommiſſion für einzelne Geſchäfte auch an einen 
anderen Ort zuſammenzuberufen. s 

N > 
Geſchäftskreis der Kommiſſion. 

Der Geſchäftskreis der Kommiſſion umfaßt alle Maßnahmen zur Aus 
führung des Geſetzes. Soweit hierbei nach den beſtehenden Reſſortverhältniſſen 
andere Behörden betheiligt find, hat ſich die Kommiſſion mit letzteren ins Ein⸗ 
vernehmen zu ſetzen. Bei Meinungsverſchiedenheit zwiſchen dem betheiligten 
Reſſortchef und der Kommiſſion entſcheidet das Staatsminiſterium. 

Die Reſſortminiſter werden die betheiligten Staats- und Kommunalbehörden 
anweiſen, den Requiſitionen der Kommiſſion und ihres Vorſitzenden Folge zu leiſten. 


F. 5. 
Obliegenheiten des Vorſitzenden. 

Der Vorſitzende der Kommiſſion führt die laufende Verwaltung. Er ver- 
theilt die Geſchäfte, bereitet die Beſchlüſſe der Kommiſſion vor und führt fie aus. 
Insbeſondere liegt es ihm ob, die zur Ausführung der Anſiedelung erforderlichen 
Maßregeln anzuordnen und durchzuführen. Der Vorſitzende vertritt die Kom⸗ 
miffion nach Außen und führt den Schriftwechſel. Zu Vollmachten und ſonſtigen 
Urkunden, durch welche rechtliche Verpflichtungen übernommen werden, iſt die 
Mitzeichnung zweier Mitglieder der Kommiſſion außer dem Vorſitzenden erforderlich. 

$. 6. 

Der Vorſitzende iſt befugt, in eilbedürftigen Fällen und während die Kom⸗ 
miſſion nicht verſammelt ift, ſelbſtändig zu entſcheiden. Von jeder ſolchen Ent⸗ 
ſcheidung iſt der Kommiſſion unverzüglich Mittheilung zu machen. Auch iſt der 
Vorſitzende befugt, Beſchlüſſe der Kommiſſion zu beanſtanden. In dieſem Falle 
hat derſelbe der Kommiſſion ebenfalls unverzüglich Mittheilung zu machen und 
die Sache dem Staatsminiſterium zur Entſcheidung vorzulegen. 

8.87. 
Hülfsbeamte des Vorſitzenden. 

Dem Vorſitzenden werden nach Bedürfniß die erforderlichen ſtändigen Hülfs⸗ 

kräfte an Oberbeamten, Subaltern⸗ und Unterbeamten zugeordnet. f 
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Der Vorſitzende iſt Dienſtvorgeſetzter derſelben mit den im $. 19 Abſat 5 
und 6 des Geſetzes vom 21. Juli 1852 vorgeſehenen Befugniſſen. 


$. 8. 
Verſammlungen der Kommiſſion. 
Die Kommiſſion verſammelt ſich entweder an im Voraus beſtimmten Tagen 
oder auf Einladung des Vorſitzenden. 
§. 9. 
Beſchlüſſe der Kommiſſion. 
Die Kommiſſion beſchließt nach Mehrheit der anweſenden Stimmen, bei 
Stimmengleichheit giebt die Stimme des Vorſitzenden den Ausſchlag. 


$. 10. 
Subkommiſſion. 


Für einzelne Geſchäfte können durch Beſchluß der Kommiſſion Sub- 
kommiſſionen oder beſondere Kommiſſarien beſtellt werden. Mitglieder der Sub⸗ 
kommiſſionen oder Kommiſſarien können auch ſolche Perſonen ſein, welche nicht 
Mitglieder der Kommiſſion ſind. Zur dauernden Verwaltung oder Beaufſichtigung 
einzelner Geſchäftszweige durch Subkommiſſionen oder Kommiſſarien ift die Ger 
nehmigung des Staatsminiſteriums erforderlich. Der Vorſitzende oder fein Ver⸗ 
treter können in der Subkommiſſion jederzeit den Vorſitz führen. a 


5:11 
Aufſichtsführung. 

Die Geſchäftsführung der Kommiſſton ift der Aufſicht des Staatsminiſteriums 
unterſtellt und hat ſich nach denjenigen leitenden Geſichtspunkten zu richten, welche 
das Staatsminiſterium bezeichnen wird. 

Ueber Beſchwerden gegen Maßnahmen der Kommiſſion entſcheidet das 
Staatsminiſterium. 

§. 12. 
Einſtweilige Verwaltung der angekauften Grundſtücke. 

Die einſtweilige Verwaltung der angekauften Grundſtücke geht an die 
Bezirksregierung über, ſo lange und ſoweit nicht die Kommiſſion behufs Vor⸗ 
bereitung oder Ausführung der Anſiedelung die unmittelbare Verfügung über die⸗ 
ſelben verlangt. 

§. 13. 


Etat der Kommiſſion. 


Ueber die aus der 3 der Kommiſſion zu erwartenden Ein⸗ 
nahmen und Ausgaben iſt für jedes Etatsjahr ein Voranſchlag aufzuſtellen, 
welcher vom Staatsminiſterium feſtzuſtellen iſt. Der feſtgeſtellte Voranſchlag der 
en darf ohne Genehmigung des Staatsmmifteriumsd nicht überſchritten 
werden. i 

(Nr. 9186.) 
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Jahresbericht. 

Die Kommiſſion hat alljährlich dem Staatsminiſterium über ihre Thätigkeit 
80 7 zu * 

An armen Tage $. 150 
Ausführung der Verordnung. - 

Das Staatsminiſterium ift ermächtigt, zur Ausführung diefer Verordnung 
die erforderlichen Anweiſungen 900 ertheilen. 
Der Geſchäftsgang der Kommiſſion wird durch ein vom Staatsminiſterium 
zu genehmigendes Regulativ geordnet. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſtfigengändigen Unterschrift und beigebrudtem 
nn Inſiegel. 
Gegeben rd. d den 21. Juni 1886 aM hen 
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Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetz-Samml. S. 357) 
ſind bekannt gemacht: 


1) das unterm 10. März 1886 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ent⸗ 
und Bewäſſerungsgenoſſenſchaft zu Niederziſſen im Kreiſe Ahrweiler durch 
das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Coblenz Nr. 23 S. 130, aus⸗ 
gegeben den 4. Juni 1886; | 


2) der Allerhöchſte Erlaß vom 30. März 1886, betreffend die Verleihung 
des Rechts zur Chauſſeegelderhebung an den Kreis Lippſtadt für die 
Chauſſee von Rüthen durch die Gemarkung Kallenhardt bis zur Kreis⸗ 
grenze in der Richtung auf Nuttlar im Kreiſe Meſchede und reſp. an die 
Gemeinde Nuttlar für die von derſelben im Anſchluß an die vorgenannte 
Chauſſee erbaute Chauſſee von der Kreisgrenze bis Nuttlar, durch das 
Amtsblatt der Königl. Regierung zu Arnsberg Nr. 24 S. 195, aus⸗ 
gegeben den 12. Juni 1886; 


3) das unterm 2. April 1886 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ent⸗ 
und Bewäſſerungsgenoſſenſchaft zu Weidenbach im Kreife Daun durch das 
Amtsblatt der Königl. Regierung zu Trier Nr. 21 S. 181, ausgegeben 
den 28. Mai 1886; 


4) der Allerhöchſte Erlaß vom 19. April 1886, betreffend die Genehmigung 
einer Ergänzung des Regulativs für die Oſtpreußiſche Landſchaft vom 
23. Juni 1866 bezüglich der Umwandlung der vierprozentigen Pfandbriefe 
in drei und einhalbprozentige, durch die Amtsblätter 


der Königl. Regierung zu Königsberg Nr. 19 S. 124, ausgegeben 
den 13. Mai 1886, 


der Königl. Regierung zu Gumbinnen Nr. 19 S. 139, ausgegeben 
den 12. Mai 1886, 


der Königl. Regierung zu Marienwerder Nr. 19 S. 140, ausgegeben 
den 13. Mai 1886; 


5) das unterm 21. April 1886 Allerhöchſt vollzogene Statut für die 
Drainagegenoſſenſchaft zu Niederöfflingen im Kreiſe Wittlich durch das 
Amtsblatt der Königl. Regierung zu Trier Nr. 21 S. 189, ausgegeben 
den 28. Mai 1886, 


6) das Allerhöchſte Privilegium vom 28. April 1886 wegen Ausfertigung 
auf den Inhaber lautender Kreisanleiheſcheine des Kreiſes Oſterburg im 
Betrage von 500 000 Mark durch das Amtsblatt der Königl. Regierung 
zu Magdeburg Nr. 23 S. 283, ausgegeben den 5. Juni 1886; 

Gef. Samml. 1886. 32 
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7) der Allerhöchſte Erlaß vom 3. Mai 1886, betreffend die Verleihung des 
Rechts zur Chauſſeegelderhebung an den Kreis Steinau für die Chauſſee 
von Raudten nach Köben mit Abzweigung von Niſtiz nach Radſchütz, 
durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Breslau Nr. 23 S. 193, 
ausgegeben den 4. Juni 1886; 


8) der Allerhöchſte Erlaß vom 3. Mai 1886, betreffend die Herabſetzung des 
Zinsfußes der von dem Kreiſe Wanzleben auf Grund der Allerhöchſten 
Privilegien vom 30. Mai 1855, 11. Juli 1870 und 25. März 1874 
aufgenommenen Anleihen von 4½ auf 4 Prozent, durch das Amtsblatt 
der Königl. Regierung zu Magdeburg Nr. 23 S. 284, ausgegeben den 
5. Juni 1886; 


9) das Allerhöchſte Privilegium vom 10. Mai 1886 wegen Ausfertigung 
auf den Inhaber lautender Anleiheſcheine der Stadt Lötzen bis zum Be⸗ 
trage von 72000 Mark durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu 
Gumbinnen Nr. 23 S. 173, ausgegeben den 9. Juni 1886. 


Redigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


